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Vorwort

Die Grünen haben in dieser Broschüre die drängends-
ten Fragen zum Thema Regionen zusammengestellt 
und Strategien zur Lösung der wichtigsten Probleme 
dokumentiert. Die bedrohte Vielfalt regionaler Lebens-
räume und damit die Minderung der Lebensqualität er-
fordern zukunftsweisende politische Antworten.
Es braucht daher dringend politische Alternativen, um 

vermeidbare Benachteiligungen zwischen Gebieten zu verhindern und Ös-
terreichs Regionen eine bessere Zukunft zu ermöglichen. Dazu zählen 
nicht nur gleichwertige Lebensbedingungen, sondern auch gleichwertige 
Berufschancen und ein gesicherter Zugang zu öffentlicher Infrastruktur –
in den Zentren sowie auch in den Tälern und auf dem „fl achen Land“. Die-
se Broschüre leistet durch zahlreiche Lösungsvorschläge einen wichtigen 
Beitrag für eine zukunftsfähige Gestaltung von Österreichs Regionen.

Ihre

 

Eva Glawischnig-Piesczek
Umweltsprecherin und Stellvertretende Bundessprecherin der Grünen
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Die Kluft zwischen dynamisch-erfolgreichen (Stadt-)Regionen einerseits 
und strukturschwachen und peripheren Regionen andererseits wird tiefer:

Städte und Ballungszentren sind die Gewinner des weltweiten Phäno-
mens der Globalisierung. Alles, was hingegen klein, langsam oder räum-
lich abgelegen ist, gilt nicht mehr als wettbewerbsfähig, rentabel oder för-
derungswürdig. 
Dabei gehören gerade Umweltzerstörung, Übererschließung, Verkehrsbe-
lastung im Umfeld von Ballungsräumen und in Regio-
nen mit Intensivtourismus sowie an Transitkorridoren 
zu den Folgen eines ungebremsten Wachstumswahns. 
Dieser Tendenz halten wir die unglaubliche Vielfalt un-
serer Regionen, wo die Arbeitsplatzsicherung in Ge-
meinden und Regionen und die Grundversorgung bis 
in die Peripherie gelingen kann, entgegen. 
Soziale Identifi kation und Mitbestimmung der Bürge-
rInnen müssen gefördert und Rahmenbedingungen 
ge schaffen werden – für die Teilhabe von Frauen und 
Männern, von Kindern, Jugendlichen und älteren Men-
schen in Österreich.

Ihre 

           

Heidemarie Rest-Hinterseer
Regionen- und Tourismussprecherin der Grünen



6

Übersicht

1. Periphere und strukturschwache Regionen                                        ... 8
Was haben Berggebiete, agrarisch geprägte Grenzregionen (z. B. Os-
ten und Südosten Österreichs) und Regionen mit rückläufi ger und 
krisenhafter Industrie (z. B. Obersteiermark) gemeinsam? Ihre zentra-
len gemeinsamen Merkmale sind: eine unterdurchschnittliche regio-
nale Wirtschaftskraft, Verlust an Arbeitsplätzen, eine hohe Pendler-
quote, Abwanderung junger und qualifi zierter Menschen, Probleme 
mit Nahversorgung und öffentlicher Infrastruktur. Davon sind vor al-
lem weniger mobile und sozial schwache Bevölkerungsgruppen be-
troffen. Eine unmittelbare Folge dieser Entwicklung: Die Gemeinden 
haben massive Finanzierungsprobleme. 

2. Gemeinden an Transitkorridoren         ... 11 
Was verbindet alpine Täler, durch die Autobahnen führen, Transitstre-
cken an den Hauptachsen zwischen Ballungsräumen sowie zukünftig 
zu erwartende Transitkorridore in Ostösterreich? Ihre zentralen ge-
meinsamen Merkmale sind: enorme Verkehrsbelastung und Gesund-
heitsgefährdung sowie Verlust von Attraktivität und Naherholungs-
räumen.

3. Regionen mit Intensivtourismus                                         ... 13
Dies sind vor allem Täler in den Bundesländern Vorarlberg, Tirol, Salz-
burg und Kärnten. Ihre gemeinsamen Merkmale sind: die höchsten 
Tourismusraten Österreichs und ein geringer Anteil des verfügbaren 
Dauersiedlungsraums an der Gesamtfl äche. Gekennzeichnet sind sie 
durch einen übermäßigen Flächen- und Ressourcenverbrauch, Ver-
kehrsbelastung, wirtschaftliche Monostrukturen und Überkapazitä-
ten sowie den Druck, noch weitgehend unberührte Landschaftsteile 
ebenfalls für touristische Zwecke zu erschließen.

I. Regionen in der Krise
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4. Stadt-Umland-Gebiete                                                        ... 14
Das sind die Nachbargemeinden größerer Städte und teilweise auch 
Bezirkszentren mit einem verstärkten Bevölkerungszuzug sowie ei-
ner besonderen wirtschaftlichen Dynamik. Ihre zentralen Merkmale: 
Verkehrsbelastung, Flächen- und Ressourcenverbrauch, Zersiede-
lung mit hoher Infrastrukturbelastung der Kommunen, Gefährdung 
von Grün- und Freifl ächen, Großformen von Handel und Freizeitin-
dustrie an Knotenpunkten und Verkehrskorridoren sowie ein Stand-
ortwettbewerb zwischen den Gemeinden.

5. Innerstädtische Peripherien                                         ... 15
Hier geht es um Stadtteile, die zwischen die „Fronten“ von Zentrum 
und Stadt-Umland-Gebieten geraten sind. Zu den zentralen Merk-
malen zählen: Entwertung von Stadtteilen vor allem im Hinblick auf 
Wohnbestand, Versorgungsinfrastruktur und Lebensqualität sowie 
eine enorme Verkehrsbelastung durch die immer stärkere Beanspru-
chung der Hauptachsen. 
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1. Periphere und strukturschwache Gebiete

Wirtschaftlicher Strukturwandel sowie Verkehrs- und Technologie-
entwicklung führen dazu, dass Gemeinden und Regionen außerhalb 
dynamischer Ballungsräume und Hochleistungskorridore seit Jahr-
zehnten Bevölkerung und Arbeitsplätze an Zentralräume verlieren. 
Dort, in den Zentralräumen, entstehen vorrangig neue Branchen und 
Arbeitsplätze. 
Rationalisierung, Unternehmenskonzentration bzw. Standortverla-
gerung führen zum Abbau von Arbeitsplätzen in der Industrie und 
in großen Dienstleistungsunternehmen. Die Kluft zwischen dynami-
schen Ballungsgebieten einerseits und ökonomisch schwächeren 
Regionen andererseits wird größer. Dieser Trend spiegelt sich in der 
Zunahme des Erwerbspendelns sowie in den Wanderungsbewegun-
gen wider. 

Hochrangige Verkehrsinfrastruktur als Trendverstärker 
Der Ausbau hochrangiger Verkehrsinfrastruktur verstärkt und unter-
stützt die Konzentration von Produktion und Dienstleistungen und 
bevorzugt Ballungsräume. Der Anschluss von Regionen an hochran-
gige Verkehrsnetze (Autobahnen) bewirkt keinen Entwicklungsschub 
für die Regionen, sondern im Gegenteil: Er wertet Zentralräume auf. 
Diese gewinnen an Bevölkerung und Wirtschaftskraft. Sie ziehen 
Kaufkraft, Arbeitskraft und Investitionskapital aus umliegenden länd-
lichen Regionen ab. Gewinner dieses Prozesses sind jedoch nicht die 
Kernstädte, sondern aufgrund der Grundstücks- und Wohnungsprei-
se vor allem die wachsenden Stadt-Umland-Gebiete.

Konzentration der Versorgung auf wenige Standorte
Durch den Strukturwandel im Handel entstehen immer weniger 
Standorte in verkehrsgünstiger Lage. Dieser Prozess führt letztend-
lich zum Kaufkraftabfl uss aus Regionen und zum Rückgang der fl ä-
chigen Versorgungsstruktur. Einzelhandelsgeschäfte und kleine Fi-
lialbetriebe größerer Unternehmen werden aus den peripheren Re-
gionen zurückgezogen und an zentralen Standorten konzentriert, 
bei gleichzeitiger Vergrößerung der durchschnittlichen Verkaufsfl ä-

Seit dem Autobahnaus-
bau hat sich die Kluft 
zwischen Salz  bur ger 
Lun      gau und Salz burger 
Zen tralraum vergrößert. 
Die veränderte Erreich-
barkeit  im Raum Nieder   -
österreich füh rt zu einer 
Verdichtung im Wiener 
Umfeld: Zunahme an 
Be völkerung, Aus pen-
deln, Konzentration an 
Produktion und Dienst-
leistungen, die gleich-
zeitig zu ein em Kauf-
kraftabfl uss aus länd-
lichen Regionen so-
wie auch aus der Stadt 
Wien in die Einkaufszen-
tren im „Speck gürtel“  
führen.

Einige Zahlen zum Le-
bensmitteleinzelhandel 
(2004): Laut Salzburger 
Wirtschaftskammer gibt 
es in Salzburg ak tu ell 1 
Mio. m2 Verkaufsfl äche. 
Das ist ein überdurch-
schnittliches Flächen-
angebot von 300.000 m2 
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chen. Damit werden nicht nur bisher betriebliche 
Transportkosten auf die privaten Haushalte um-
verteilt, sondern es werden auch jene benachtei-
ligt, die am motorisierten Individualverkehr aus fi -
nanziellen oder sonstigen Gründen nicht teilhaben 
können. Nach wie vor kann rund die Hälfte der 
Bevölkerung nicht uneingeschränkt über ein ei-
genes Kfz verfügen. Die soziale Qualität der länd-
lichen Regionen ist dort in Gefahr, wo diese Ent-
wicklung zu einer infrastrukturellen Verödung und 
zum Ausschluss vieler vom gesellschaftlichen Le-
ben führt.

Flächendeckende Nutzung durch land- 
und forstwirtschaftliche Bewirtschaftung. 
Wie lange noch?
41 % der österreichischen Staatsfl äche werden 
landwirtschaftlich, 47 % forstwirtschaftlich ge-
nutzt. Zwei Drittel des Staatsgebiets zählen zum 
Alpenraum, ausgestattet mit besonderen Rah-
menbedingungen und Merkmalen: kleinräumig, 
klein strukturiert, ökologisch sensibel. Der perma-
nente Strukturwandel in der Landwirtschaft stellt 
eine weitgehend fl ächendeckende Bewirtschaf-
tung infrage. Damit stehen grundsätzliche Aufga-
ben des ländlichen Raums neu zur Debatte. Der 
Anteil der Land- und Forstwirtschaft an der ge-
samten wirtschaftlichen Wertschöpfung sowie die 
Anzahl an Betrieben und Arbeitsplätzen nehmen 
laufend ab und spielen damit eine immer geringe-
re Rolle als Arbeitsplatzfaktor. Mehr als die Hälfte 
der landwirtschaftlichen Betriebe sind Nebener-
werbsbetriebe. Sie sind auf außerlandwirtschaft-
liche Arbeitsplätze angewiesen. Gleichzeitig spielt 
aber die fl ächendeckende Bewirtschaftung eine 
zentrale Rolle für landschaftliche Attraktivität und 
damit für den Tourismus.

Fläche mehr als noch vor 10 Jahren. Laut dem 
Institut Regioplan (Jahr 2000) gibt es in Ös-
terreich in 320 Gemeinden oder für 270.000 
Menschen keine Nahversorgung mehr. Davon 
sind allein in der Steiermark 145 Gemeinden 
betroffen, aber auch Kärnten, Osttirol und das 
südliche Burgenland zählen zu den Verlierern 
der letzten Jahre.

Österreich hat, bezogen auf die Landesfl äche, 
innerhalb der EU mit 70 % den höchsten Anteil 
an Berggebieten. 52 % der Landwirtschafts-
betriebe liegen im Berggebiet. 80 % der Lan-
desfl äche liegen laut Gemeinschaftsverzeich-
nis der EU in benachteiligten Gebieten.
Betriebsstrukturen in der Landwirtschaft: 
2003 gab es 199.470 Betriebe, davon ca. 36,9 % 
im Haupterwerb) sowie 59,5 % im Nebener-
werb, der Rest (3,6 %) waren juristische Perso-
nen (z. B. Agrargemeinschaften, Gesellschaf-
ten). Ca. 41 % aller Betriebe bewirtschaften 
weniger als 10 ha Kulturfl äche. 39 % aller Be-
triebe gelten als Bergbauernbetriebe. Dies be-
deutet, dass der Anteil der Nebenerwerbsbe-
triebe dominiert. Wesentlich ist jedoch, dass 
seit dem EU-Beitritt die Zahl der Nebener-
werbsbetriebe stärker zurückgegangen (14 %) 
ist als die der Haupterwerbsbetriebe (1 %).
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Arbeitsschaffende Unternehmen werden benachteiligt
In der Entwicklung der Wirtschaftsstruktur drückt sich ein Trend 
deutlich aus: Nicht internationale Industriebetriebe, große Dienstleis-
tungsunternehmen oder der staatliche Sektor sichern Arbeitsplätze, 
sondern der Sektor der Klein- und Mittelbetriebe und der Selbststän-
digen. Eine staatliche Wirtschafts-, Steuer- und Förderungspolitik, die 
vorrangig auf große exportorientierte Unternehmen ausgerichtet ist, 
geht an der Realität der österreichischen Unternehmenslandschaft 
vorbei: Diese ist vor allem durch Kleinstrukturiertheit geprägt.

Angaben des Hauptver-
bands der österreich  i -
sch en Sozialversiche-
rungsträger aus dem Jahr 
2002 machen die Struk-
tur der österreichischen 
Unternehmens land-
schaft deutlich: 83,6 % 
der österreichischen Un-
ternehmen ha ben zwi-
schen 1–9 Mitarbeiter-
Innen, jedes zweite Un-
ternehmen hat lediglich 
1–3 MitarbeiterInnen; 
13,3% haben 10–49 Mit-
arbeiterInnen, 2,7 % zwi-
schen 50–299, nur 0,4 
% haben 300 und mehr 
MitarbeiterInnen. 
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2. Gemeinden an Transitkorridoren

Nach wie vor wird in Österreich dem Anwachsen des Verkehrs mit 
dem Bau neuer Straßen statt neuer Konzepte begegnet. Mehr als ein 
Viertel der Wirtschaftsleistung wird dabei bereits für Verkehr ausge-
geben, mit steigender Tendenz. Die Bevölkerung legt jährlich mehr als 
110 Mrd. km zurück, 70 % davon mit dem Pkw. Wachsende Staus ver-
ursachen einen wirtschaftlichen Schaden von 3,4 Mrd. Euro im Jahr. 
Der öffentliche Verkehr und Radfahren verlieren Anteile am Gesamt-
verkehrsaufkommen. 53 % der Wege in Österreich werden mit dem 
Auto zurückgelegt. Dagegen wird in den Niederlanden, in Deutsch-
land oder auch in der ebenfalls großteils gebirgigen Schweiz mehr 
mit dem Fahrrad und mit der Bahn gefahren. Die zunehmende Ar-
beitsteilung einerseits und die Spezialisierung in der Wirtschaft ande-
rerseits sowie niedrige Transportkosten führen zum Anwachsen des 
Transports von Halbfertigwaren. Sowohl der Personen- als auch der 
Güterverkehr nehmen zu. Während sich die Mobilität (Anzahl zurück-
gelegter Wege, durchschnittlicher Zeitaufwand) nicht ändert, neh-
men jedoch die Entfernungen und Verkehrsleistungen – vor allem für 
den Straßenverkehr – zu. Neben dem hausgemachten Pendel- und 
Einkaufsverkehr sowie dem Freizeit- und Tourismusverkehr bildet der 
Transitverkehr mit Lkw – also: verlagerbarer Langstreckenverkehr –
einen besonderen Belastungsfaktor. Die Bevölkerung von Anrainer-
gemeinden an Transitkorridoren und hochrangigen Verkehrsachsen 
– wie zum Beispiel in den ökologisch sensiblen Alpengebieten – lei-
det durch die Beeinträchtigung der Gesundheit und Lebensqualität 
(Emissionen, Lärmbelästigung). Die betroffenen Gemeinden verlieren 
an Attraktivität. Nach der Erweiterung der EU zeichnet sich ein ver-
gleichbares Szenario auch für zukünftige Anrainergemeinden neuer 
hochrangig ausgebauter Korridore im Osten Österreichs ab. 

In einer „reifen“ Wirtschaft, deren zentrale Faktoren Information und 
Wissen darstellen, bildet die Verkehrsinfrastruktur keinen entschei-
denden Standortfaktor mehr. Erfahrungen innerhalb der Europäi-
schen Union zeigen, dass es keinen Zusammenhang zwischen Wirt-
schaftsleistung und „Transportintensität“ gibt. Die wirtschaftlich er-
folgreichsten EU-Staaten (Dänemark, Irland und Luxemburg) weisen 
sogar die niedrigste Transportintensität auf. 

In immer mehr Arbeiten, 
zuletzt in der Schweizer 
Studie „Wirkungsketten 
Verkehr – Wirtschaft“, 
warnen ForscherInnen
vor einer pauschalen
Gleich setzung, eine bes-
sere Verkehrserschlie-
ßung bringe einen re-
gionalwirtschaftlichen 
Entwicklungsimpuls.

Im Juni 2003 fuhren
118.000 schwere Lkws 
über den Brenner, ein 
Jahr später waren es 
bereits 160.000. Auf der
Tauernautobahn ist der 
Lkw-Verkehr seit 1998 
um 20 % ge stiegen, und 
auf der Wör thersee auto-
bahn fahren um 25 % 
mehr Lkws als vor fünf 
Jahren. 
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In den entwickelten Industriestaaten, insbesondere auch in Öster-
reich, ist die Verkehrsinfrastruktur bereits so weit ausgebaut, dass 
Unterschiede zwischen den Staaten keinen messbaren Einfl uss mehr 
auf die wirtschaftliche Entwicklung haben. Ziel einer zukunftswei-
senden Verkehrsinfrastrukturpolitik kann nicht die Forcierung hoch-
rangiger Straßen sowie die Beschränkung auf wenige Bahnkorridore 
sein. Die Zukunft liegt in der Optimierung regionaler Verkehrsnetze. 
Eine kooperative Infrastrukturpolitik sorgt für intelligente Standorte: 
Interkommunale Kooperationsprojekte schaffen Gewerbegebiete mit 
Bahnanschluss. Statt Regionalbahnen einzustellen, werden diese mo-
dernisiert (denn: Einstellungen bewirken kaum Spareffekte, sondern 
Folgeschäden für das Hauptnetz, mit neuen Konzepten kann hinge-
gen etwas bewirkt werden).

Die 1988 eingestellte 
Vin    sch   gaubahn in Süd -
tirol (Meran–Mals) wur-
de aus regional- und 
ver  kehrspo l i t i schen   
Üb er   legungen im Mai 
2005 wieder eröffnet und 
befördert täglich eine 
mit unter vierstellige Zahl 
von Fahrgästen.

Foto: Zederhaus, Robert Batlogg
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3. Tourismusgebiete

Regionen mit Intensivtourismus wie in den Bundesländern Tirol, Salz-
burg oder Kärnten sind mit einem enormen Flächen- und Ressour-
cenverbrauch, einer hohen Verkehrsbelastung sowie einem zuneh-
menden Druck konfrontiert, bislang unberührte Landschaften und 
ökologisch sensible Zonen zu erschließen. Gleichzeitig ist gerade im 
alpinen Raum der verfügbare Platz für Wohnen, Wirtschaften und an-
dere Nutzungen eingeschränkt, so dass die Flächennutzung auch an 
absolute Grenzen stößt. 

In den Alpenregionen wirken sich Lärm und Abgasbelastung ex-
trem negativ aus. Jeder fünfte in Österreich gefahrene Pkw-Kilometer 
wird für Urlaub und Tagesausfl üge verwendet. Österreich ist, bezo-
gen auf die Nächtigungszahlen pro EinwohnerIn, zwar Tourismusland 
„Nummer eins“ in Europa, der Sommertourismus als wichtiges Stand-
bein verliert jedoch an Bedeutung. So sind die Nächtigungszahlen im 
Sommertourismus seit 1994 österreichweit um 10 % gesunken, in Ti-
rol um 20 %. Für diesen Rückgang ist nicht nur die Konkurrenz mit 
Fernreisen verantwortlich, sondern auch der steigende Straßenver-
kehr. Laut Verkehrsprognose zum Generalverkehrsplan bis 2015 wird 
eine Zunahme des Güterverkehrs um ca. 50 % erwartet, besonders im 
Transitverkehr mit den neuen EU-Mitgliedsländern. Insgesamt wird, 
wenn keine Gegenmaßnahmen ergriffen werden, eine starke Zunah-
me des Langstreckenverkehrs auf der Straße erfolgen, während die 
Schiene nachhinkt.

Der Straßenverkehr steht im Widerspruch zu Gästebedürfnissen. Laut 
einer Umfrage unter deutschen Gästen zählen für einen Urlaub in Ös-
terreich Erholung und eine intakte Natur zu den wichtigsten Gründen. 
In vielen Gebieten zeigt sich jedoch, wie sehr Straßenbau und Ver-
kehr dem Tourismus schaden.

Der Flächen- und Ressourcenverbrauch vernichtet Lebensräume wie 
auch Entscheidungsspielräume. Wachsende Konkurrenz, Vergröße-
rung der touristischen Einzugsgebiete, die Erschließung neuer Des-
tinationen, die Auslastungszahlen: Dies alles übt Druck aus auf Nut-
zung und Erschließung. 

 
Das Wipptal an der 
Bre nn erstrecke, dessen 
Tour is mus noch in den 
1960er-Jahren gleich         -
ran gig mit dem benach-
bar ten Stubaital war, ist 
seit dem Bau der Bren -
ner autobahn aber stark
ins Hintertreffen geraten.
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Laut dem Österreichischen Alpenverein sind aktuell 14 unberührte 
Gebiete durch Ski-Erschließungsprojekte gefährdet. Nicht zuletzt im 
Bundesland Tirol mit einem Dauersiedlungsraum von 13,2 % an der 
gesamten Landesfl äche und einem enormen Konkurrenzkampf um 
verschiedene Nutzungen versuchen Touristiker dem Rückgang des 
Sommertourismus vermehrt mit der Errichtung fl ächenintensiver Golf-
plätze zu begegnen. Die Raumordnung wird dabei völlig ins Abseits 
gestellt. Die Nachfrage nach Zweitwohnsitzen ist in reizvollen Touris-
musgebieten besonders hoch und gerät dabei nicht nur in Konfl ikt 
mit dem Natur- und Landschaftsschutz, sondern auch mit berechtig-
ten Ansprüchen der heimischen Bevölkerung.

4. Stadt-Umland-Gebiete

Die Stadt-Umland-Gebiete zählen zu den Regionen mit dem größ-
ten Bevölkerungszuwachs und einem enormen Flächenverbrauch für 
Wohnen, Gewerbe, Versorgung und Verkehrsinfrastruktur. Diese Dy-
namik gefährdet und bedroht die Naturäume ebenso wie die Lebens-
qualität der Menschen.

Stadt-Umland-Gebiete sind „Ballungsräume des Verkehrs“, geprägt 
von Überlastung, Stau und Emissionen. Laut Prognose des Verkehrs-
clubs Österreich wird insgesamt ein starkes Anwachsen des Perso-
nenverkehrs – bei gleichzeitig geringerem Wachstum des öffentli-
chen Verkehrs – erwartet, besonders ausgeprägt in Stadt-Umland-
Gebieten.

Aufgrund des Traums vom Wohnen im Grünen wächst der Flächen-
verbrauch vor allem in Stadt-Umland-Gemeinden. 50 % der Neu-
bauten sind Einfamilienhäuser und verursachen eine Zunahme bei 
den Haushalten und Zweitwohnungen bei gleichzeitiger Abnahme 
der Haushaltsgrößen.

 Der Einzugsbereich in Städte in der Nähe von Verkehrsknoten bil-
det bevorzugte Standorte für Versorgungs- und Freizeiteinrichtun-
gen. Diese zählen zu maßgeblichen Verkehrserregern. Der Flä-
chenbedarf der Wirtschaft richtet sich nach den Anforderungen 
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an die Zeitökonomie: Flexibilität, Erreichbarkeit, Schnelligkeit. Da-
her werden gerade verkehrsgünstige Stadtrandlagen zu begehr-
ten Standorten. Der Verdrängungswettbewerb im Handel wird über 
Betriebsgrößen geführt. Flächenintensive Industrie- und Gewerbe-
gebäude am Stadtrand stellen die kostengünstigste Variante dar, 
solange viele Folgekosten der Allgemeinheit zur Last fallen.

Der enorme Flächenverbrauch für Verkehr, Wohnen und Wirtschaft 
gefährdet Grün- und Freiräume, die gerade für Naherholung als auch 
ökologische Ausgleichsfl ächen eine wichtige Rolle spielen.

5. Innerstädtische Peripherien      

Früher interessante urbane Gebiete geraten im Zuge der „Fragmen-
tierung“ der Städte zwischen die Fronten von Zentrum und Stadt-
Umland. Sie erleben eine totale Entwertung und werden zu abge-
wohnten Stadtteilen mit Krisensymptomen sozialer und wirtschaft-
licher Art. 
Zu den zentralen Merkmalen zählen die Verwahrlosung des Wohnbe-
stands, eine Verschlechterung der Versorgungsinfrastruktur und Le-
bensqualität sowie enorme Belastungen entlang der immer stärker 
verkehrsbeanspruchten Hauptachsen. Das Aussterben der Nahver-
sorger in diesen Regionen führt zur weiteren Zunahme des Verkehrs.
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Nicht nur die allgemeine Wirtschafts-, Sozial- und Regionalpolitik von 
EU, Bund und Ländern, sondern auch Gemeinden, regionale Organi-
sationen und Netzwerke gestalten den Lebensraum sowie Lebens- 
und Arbeitsbedingungen der Bevölkerung mit. Gemeinden und Re-
gionen sind nicht nur „Objekte“ der Politik, sondern ebenso handeln-
de „Subjekte“. 

Gemeinden sind mit einer Reihe von Herausforderungen und Gestal-
tungsaufgaben konfrontiert. Die regionale Ebene wird zunehmend 
nicht nur als notwendige Ebene für Koordination und Kooperation 
gesehen, sondern gilt ebenso als Potenzial für entwicklungspolitische 
Netzwerke. 
Im Sinne einer Gesellschaft mit mehr Beteiligungsmöglichkeiten und 
Demokratie wird es in Zukunft entscheidend sein, über welchen ei-
genständigen Gestaltungs- und Entwicklungsspielraum Gemeinden 
und Regionen verfügen können. 
Es wird auch entscheidend sein, wie sie diese Spielräume gestal-
ten und wie partizipativ und demokratisch Planungs- und Entschei-
dungsprozesse auf lokaler und regionaler Ebene erfolgen.

Koordinations-
stellen

Länder

EU

Bund

Regional-
vereine

Projekt-
träger

Sozialpartner
NGO´s

UnternehmenBürgerInnen

Gemeinden

Projektbe-

raterInnen

Regional-
beraterInnen

II. Politische Verantwortung für die Gestaltung 
regionaler Lebensbedingungen 

„Räumliches Mehrebe-
nensystem der Regio-
nalpolitik“ nach Elisa-
beth Aufhauser:
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Gemeinden  
Sie sind verantwortlich für Flächenwidmung und örtliche Raumord-
nung und für die Bereitstellung kommunaler und sozialer Infrastruk-
tur (Kinderbetreuung, Altenbetreuung usw.). 

Länderkompetenzen  
In deren Kompetenz liegt sowohl die Raumordnung als auch die Ge-
staltung von Einrichtungen und Strukturen für Energie- und Infra-
strukturversorgung (Standortentwicklung). Weiters verantworten sie 
mit Bauordnung und Wohnbauförderung wichtige Rahmensetzungen 
räumlicher Entwicklung und sind mitverantwortlich für Sozial-, Bil-
dungs- und Infrastruktureinrichtungen.  

Bundeskompetenzen
Auf der Bundesebene ist eine Reihe von sektoralen Bereichen an-
gesiedelt, die jedoch regionale Entwicklungen wesentlich mitbestim-
men, wie das Arbeitsrecht, das Steuerrecht (Grundsteuer!), die Wirt-
schaftsförderung, Umweltförderungen und öffentliche Infrastrukturen 
(Schulen, Universitäten, hochrangige Verkehrsinfrastruktur, Telekom, 
Post), auch diverse Sachmaterien wie Wasserrecht oder Forstrecht. 
Auf Bundesebene gibt es hingegen keine hoheitliche Kompetenz für 
die Raumordnung. Die österreichische Raumordnungskonferenz – 
als freiwillige Kooperation der Gebietskörperschaften – hat nur koor-
dinierende und beratende Funktion. So gibt es auch z. B. für das ös-
terreichische Raumentwicklungskonzept keine bundesweite Umset-
zungskompetenz, diese ist Ländersache.

Die Ebene der Europäischen Union 
Ziele, Strategien und Instrumente der Europäischen Union üben ei-
nen wesentlichen Einfl uss aus:

Rechtliche Regulierungen beeinfl ussen die räumliche Handlungs-
kompetenz von Unternehmen und BürgerInnen: der freie Binnen-
markt, das Verbot räumlicher Bevorzugung, die Verpfl ichtung zur 
Sicherung räumlicher Ressourcen oder das Umweltrecht.
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Die Struktur- und Kohäsionsfonds (Zuschüsse) dienen den Zielen 
des regionalen Ausgleichs und der Strukturverbesserung (Konver-
genz, regionale Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung, europä-
ische territoriale Zusammenarbeit).

Eine besondere Rolle spielt die Agrarpolitik (Strukturanpassungen, 
Ökologisierung). Die vorwiegend sektoral orientierte Agrarpolitik 
wird durch die Reform der Agenda 2000 in eine integrierte Strate-
gie für ländliche Entwicklung weiterentwickelt. Mit dem Programm 
„ELER“ wird ein neuer Ansatz für den Zeitraum 2007 bis 2013 vor-
gelegt.

 Von Raumrelevanz sind EU-Programme für Umwelt, Verkehr, For-
schung und Entwicklung: Umweltaktionsprogramme (TEN: Trans-
europäische Verkehrsnetze; Natura 2000-Schutzgebiete mit ver-
bindlicher räumlicher Festlegung im Umweltbereich, Umweltak-
tionsprogramme).

Darüber hinaus beeinfl ussen Programme und Leitbilder ohne 
Rechts  kompetenz, wie zum Beispiel das europäische Raument-
wicklungskonzept die Raumordnung der Mitgliedsländer der Eu-
ropäischen Union.

Weitere internationale Verträge und Vereinbarungen 
Abgesehen von Zielen und Strategien der Europäischen Union ist die 
Alpenkonvention als ein für viele österreichische Regionen relevantes 
und rechtsverbindliches Programm für Schutz und nachhaltige Ent-
wicklung zu nennen. Eine besondere Rolle spielt die Lokale Agenda 
21, die Umsetzung nachhaltiger Entwicklung auf lokaler Ebene.

Die zunehmende Bedeutung horizontaler Kooperationen
Horizontale Kooperationen zwischen Gebietskörperschaften erhalten 
zunehmende Bedeutung für die Bewältigung gemeinsamer Planungs- 
und Entwicklungsfragen. Einerseits zählen dazu Zusammenschlüsse 
von Gemeinden zu Regional- und Gemeindeverbänden, andererseits 
auch überregionale und transnationale Zusammenschlüsse (ARGE 
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Alpen, Nationalparke, Planungsgemeinschaft Ost, Gentechnikfreie 
Re gionen, Euregios).

Besonders seit dem EU-Beitritt wird Kooperation auf regionaler Ebe-
ne für Wirtschafts- und Standortentwicklung forciert. Die Teilnahme 
an regionalen Förderprogrammen „zwingt“ zu mehr Kooperation. Die 
Umsetzung der EU-Regionalpolitik erfordert dementsprechende Or-
ganisationen und Strukturen.

Dafür wurden in Österreich Regionalmanagementstellen als Schnitt-
stellen zwischen den Gebietskörperschaften, Betrieben und Inte-
ressensvertretungen eingerichtet, getragen von regionalen Entwick-
lungsorganisationen mit unterschiedlichen Eigentümer- und Organi-
sationsstrukturen.

1. Konkurrenz statt Kooperation

Die Gestaltung von Lebensräumen und die Sicherung der Lebens-
qualität können aufgrund der Verfl echtungen, Wirkungen und Her-
ausforderungen nicht mehr auf Gemeindeebene alleine gelöst wer-
den. Was in einer Gemeinde entschieden wird (beispielsweise die 
Errichtung eines Einkaufszentrums), hat immer Auswirkungen auf 
benachbarte Gemeinden. 

Gemeinden stehen im Standortwettbewerb um die Ansiedlung von 
Betrieben, Versorgungseinrichtungen oder Hauptwohnsitzen. Diese 
Tatsache behindert notwendige Kooperationen in Raumordnungs-, 
Infrastruktur- und auch Standortfragen sowie eine gemeinsame Ent-
wicklungspolitik.  
Ein klassisches Beispiel dafür bildet die Konkurrenz zwischen Kern-
städten und Umlandgemeinden im „Speckgürtel“ (beispielsweise 
Salzburg mit Wals–Siezenheim oder Wien mit Vösendorf, Linz mit Pa-
sching etc). Denn die Umlandgemeinden profi tieren von ihrer Stand-
ortlage im Einzugsbereich der Städte (z. B. Bevölkerungszuzug, Ge-
werbeansiedlungen, Einkaufszentren). Neben der Kommunalsteuer 
heizt eine Politik, die den Standortwettbewerb noch forciert, das Kon-
kurrenzdenken an. 

Eine besondere Spiel-
art bilden so genannte 
Euregios zur grenzüber-
schreitenden Zu sam m-
en arbeit, wie zum Bei-
spiel im Raum Salzburg/
Bayern.
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2. Sozialer und demographischer Wandel 
und seine Aus wirkungen auf Gemeinden

Die demographische Entwicklung führt allgemein zu einer älter wer-
denden Gesellschaft. In peripheren ländlichen Regionen wird dieser 
Wandel noch von einer Abwanderung jüngerer qualifi zierter Bevölke-
rungsgruppen verstärkt. Viele Gemeinden sind mit einem wachsen-
den Bedarf an Versorgungs- sowie außerfamiliären Betreuungsange-
boten für ältere GemeindebürgerInnen konfrontiert. 

Im Unterschied zu Städten verfügen ländliche Gemeinden und Re-
gionen über zu wenig Kinderbetreuungsangebote. Eine Auswei-
tung von Betreuungsangeboten erfordert in ländlichen Regionen 
die Be reitschaft von Gemeinden, an der Bereitstellung bedarfsori-
entierter und fl exibler Kinderbetreuungsangeboten mitzuwirken.

Jüngere Menschen wandern aus den ländlichen Regionen ab und 
kommen als potenziell pfl egende Angehörige für ältere Menschen 
nicht mehr infrage. Der soziale Wandel, sichtbar geworden in der 
Aufl ösung traditioneller Solidargemeinschaften wie Großfamilien, 
stellt Kommunen vor neue soziale Aufgaben. Neben einer wach-
senden Anzahl von armutsgefährdeten älteren Menschen, die ver-
sorgt werden müssen, geraten immer mehr Gemeinden in schier 
unaufl ösbare Finanzierungsdilemmata. 

3. Schwindende Finanzkraft

Die Gemeinden sind wichtige öffentliche Investoren. Kleine Gemein-
den in strukturschwachen ländlichen Regionen verlieren Einnahmen 
durch Abwanderung und Betriebsabsiedlungen. Die undifferenzier-
te Umverteilung nach dem Modell der „Einheitsgemeinde“ benach-
teiligt Gemeinden und Städte mit zentralörtlichen Aufgaben, da sie 
im Verhältnis zu ihren Aufgaben nicht über die entsprechenden Mit-
tel verfügen.

Gemeinden und Städte geraten an den Rand der Finanzierbarkeit ih-
rer Leistungen:
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Der bestehende Finanzausgleich geht zu ihren Lasten. Während 
der Bund Anteile am Gesamtbudget gewonnen hat, haben die Ge-
meinden und Städte durch den Ausfall der Getränkesteuer und 
durch Zwangsbeiträge zur Mitfi nanzierung der Steuerreform An-
teile verloren. Damit geht fi nanzieller Spielraum für Gemeinden und 
Städte verloren.

Der bestehende Finanzausgleich führt aufgrund undurchsichtiger 
Ver fl echtungen zur ineffi zienten Abwicklung von Aufgaben (Ver-
antwortungen, Entscheidungen, Ziele, Ergebnisse sind unklar). 
So sind Gemeinden zur Co-Finanzierung von Aufgaben gezwun-
gen, ohne Ein fl uss auf diesbezügliche Entscheidungen bzw. auf die 
Effi zienz der Aufgabenerfüllung nehmen zu können (z. B. Spitals-
fi nanzierung). 

Gemeinden haben neue Aufgaben übernommen. Und sie sind auf-
grund des sozialen und demographischen Wandels gerade im Be-
reich der Kinder- und Altenbetreuung mit steigenden Anforderun-
gen und Kosten konfrontiert. 

4. Sozial- und Gesundheitsversorgung

Grundsätzlich besteht in Österreich eine Ungleichheit in der Versor-
gung mit Gesundheits- und Sozialangeboten. Dies wird beispielswei-
se in der Kinderbetreuung, der Betreuung alter Menschen sowie in 
der Gesundheitsversorgung zwischen städtischen und ländlichen Re-
gionen, aber auch zwischen den Bundesländern sichtbar.
Ein Abbau dieser Ungleichheit ist gleichzeitig mit folgenden Heraus-
forderungen in ländlichen Regionen konfrontiert: 
Die demographische Entwicklung und der soziale Wandel führen zu 
einem wachsenden Bedarf an Betreuung für ältere Menschen, vor al-
lem weil in ländlichen Regionen jüngere Menschen gelten als poten-
ziell pfl egende Angehörige, abwandern. In ländlichen Regionen hinkt 
das Angebot an Kinderbetreuung im Vergleich zu den Städten nach. 
Eine Ausweitung der Angebote scheitert nicht nur an Kostenfragen, 
sondern auch an der mangelnden Flexibilität von Gebietskörperschaf-
ten für innovative Modelle. Dem Bedarf an einer wohnortnahen und 
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bedarfsorientierten Gesundheitsversorgung steht eine Politik gegen-
über, die das Gesundheitssystem „krank“ spart anstatt eine fl exib-
le und effi zient organisierte fl ächendeckende Gesundheitsvorsorge 
und Krankheitsverhütung als wesentlichen Faktor einer Gesundheits-
reform wahrzunehmen. Anstatt das Gesundheitssystem umzubauen, 
droht die ersatzlose Streichung von Spitälern und Ärztepraxen.

5. Bildung

Zugang zu Wissen und erworbene Qualifi kation gelten als zentra-
le Elemente der postindustriellen Wissensgesellschaft. Denn: Wis-
sen und Qualifi kation sind zu zentralen Produktionsfaktoren ge-
worden. Sie entscheiden über regionalwirtschaftlichen Erfolg, über 
Wertschöpfung und Arbeitsplätze. Schulen, Fachhochschulen, Uni-
versitäten und Forschungseinrichtungen bilden wichtige Standort-
faktoren. Die bestehende Ungleichheit zwischen städtischen und 
ländlichen Regionen in der Versorgung mit Bildungseinrichtungen, 
verstärkt durch Nachteile bei der Versorgung mit den Infrastrukturen 
der Wissengesellschaft wie z. B. Breitband, verschärft den Abstand 
zwischen peripheren Regionen und Ballungsgebieten.

6. Die regionale Ebene als 
„geschlossene Gesellschaft“

Die lokale politische Kultur entscheidet auch über die Bewältigung 
neuer Herausforderungen mit. Sie fördert oder behindert diese. Viele 
Gemeinden nützen nicht die Potenziale ihrer BürgerInnen. 
Bei mobilen und qualifi zierten Bevölkerungsgruppen besteht tenden-
ziell weniger Interesse an Gemeindepolitik, da sie im Verhältnis zu an-
deren Gruppen weniger auf kommunale und nahräumliche Angebo-
te angewiesen sind. 

Insgesamt lässt die Bindung an eine Gemeinde, d. h. an eine loka-
le soziale Einbindung nach. Gleichzeitig besteht aber ein Bedürfnis 
nach Nahraum. Dies verändert die Rahmenbedingungen für das ört-
liche Gemeinschaftsleben. Denn viele gemeinnützige Leistungen in 
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Gemeinden – von der Feuerwehr bis zur Wassergenossenschaft – 
beruhen auf der freiwilligen Leistung von GemeindebürgerInnen. Ge -
meinden sind deshalb gefordert, die Erfüllung sozialer und gemein-
nütziger Aufgaben, soziale Integration und die Identifi kation der Bür-
gerInnen mit ihrem Lebensraum zu fördern.

Die regionale Ebene bildet eine Herausforderung und eine Chance für 
gemeinsames (regional) politisches Handeln. Allerdings scheint diese 
Ebene noch viel zu wenig bewusst und gezielt genutzt zu werden. 
Es fehlen an vielen Orten Regeln und Rahmenbedingungen für koo-
perative Planungs-, Entwicklungs- und Entscheidungsprozesse, und 
es überwiegt das Konkurrenzdenken –  gerade in Stadt-Umland-Ge-
bieten. 

Regionale Verbände, Gremien und Strukturen, in denen zukunfts-
weisende Entscheidungen getroffen und Schwerpunkte gesetzt wer-
den konstituieren sich überwiegend als „geschlossene“, weitge-
hend männliche Gesellschaften von Bürgermeistern und Vertretern 
aus Verbänden und Kammern. Sie sind tendenziell intransparent und 
nicht demokratisch kontrolliert. Es besteht die Gefahr, dass Förde-
rungsprogramme von den beharrenden Interessen lokaler und regio-
naler Eliten instrumentalisiert werden. Oft besteht ein Mangel am viel 
zitierten und geforderten Mut für Neuerungen sowie Innovationen als 
auch Experimentierfreude. Geschlossene Gesellschaften zur Auftei-
lung von Mitteln und zur Verteidigung bestehender Interessen bilden 
in der Regel keine kreativen Milieus.
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In der Gestaltung von Räumen spiegeln sich immer gesellschaftli-
che Verhältnisse wider. Räumliche Planung ist immer auch Ausdruck 
von Macht- bzw. von Geschlechterverhältnissen. Regionale Lebens- 
und Arbeitsbedingungen von Frauen und Männern sind durch spe-
zifi sche Geschlechterverhältnisse mitbestimmt. Allerdings gilt nicht 
die klischeehafte Gleichung: traditionelle Geschlechterverhältnisse 
im ländlichen Raum bzw. fortschrittliche Geschlechterverhältnisse im 
städtischen Raum. Denn traditionelle Geschlechterverhältnisse sind 
ebenso in Städten zu fi nden. Es gibt jedoch regionale Unterschiede 
bei geschlechtsspezifi schen Lebens- und Arbeitsbedingungen. Und 
nicht nur allgemeine Politik, sondern auch Regionalplanung und Re-
gionalpolitik nehmen Einfl uss auf deren Gestaltung. 

Dominante Geschlechterbilder 
Für Frauen sind keine qualifi zierten und gut bezahlten Berufe in tradi-
tionellen Männerdomänen vorgesehen, sondern typisch „weibliche“ 
Rollen und Berufe im versorgenden, schlechter bezahlten Dienstleis-
tungsbereich – unter prekären Rahmenbedingungen. 

Weniger qualifi zierte Arbeitsplätze für Frauen 
Frauen sind – nach wie vor – mit der Thematik Kinderbetreuung iden-
tifi ziert und damit auf „familiensubstituierende Versorgungseinrich-
tungen“ angewiesen, um Kinder und Beruf miteinander verbinden zu 
können. In ländlichen Regionen gibt es tendenziell weniger Ausbil-
dungsmöglichkeiten und qualifi zierte Arbeitsplätze für Frauen. Fami-
lien sind mit einem Mangel an sozialer Infrastruktur (Kinderbetreu-
ungsangeboten) konfrontiert. 

Geschlechtsspezifi sche Einkommensunterschiede 
Es gibt regionale Schwankungen in der geschlechtsspezifi schen Ein-
kommensschere.  Zwischen 1995 und 2000 hat sich die Einkommens-
differenz zwischen Männern und Frauen sowie die Arbeitslosenquo-
te von Frauen in vielen Regionen Österreichs erhöht – ein Faktum, 

III. Warum gleichstellungsorientierte 
Regionalpolitik wichtig ist

Es geht auch anders: 
GenderAlp – Raument-
wicklung für Frauen und 
Männer
Projektlaufzeit: 
2005–2007 mit 12 Part-
nerInnenstädte und -re-
gion en aus Österreich, 
Italien, Deutschland, 
Fran     k reich und Slowe-
nien (+ 12 Städte und 
Regionen mit Observer-
status)
Ziele: 
Bewusstsein schaffen in
den Bereichen Gender 
Planning (ge sch lech    ter    -
gerechte Raum     planung)  
und Gender Budgeting
zur Umsetzung von 
Gen der Mainstreaming 
Wissens datenbank er-  
arbeiten zu Qualitäts-
management in Raum-
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das von Regionalplanung und Regionalpolitik nicht refl ektiert wird. 
In einer männlich dominierten großbetrieblichen Industriestruktur 
mit branchen- und geschlechtsspezifi schen Einkommensmustern ist 
diese Schere übrigens größer als in ländlichen Regionen. Eine diffe-
renzierte Betrachtungsweise muss außerdem die unterschiedlichen 
Durchschnittseinkommen zwischen den Regionen berücksichtigen. 

Jüngere qualifi zierte Frauen wandern aus ländlichen Regionen ab 
Jüngere Frauen, die in ländlichen Räumen leben, sind oft besser aus-
gebildet als jüngere Männer. Aufgrund des Mangels an adäquaten 
Arbeitsplätzen und an unterstützenden Rahmenbedingungen wan-
dern mobile qualifi zierte jüngere Frauen in die Zentren ab.

Männer pendeln aus, Frauen bleiben in der Region 
Wenn Erwerbspendeln von Männern zunimmt, bleiben Frauen mit 
den familiären Verpfl ichtungen in den ländlichen Regionen zurück. 
Diese Zentralisierungstendenzen bedeuten die Schwächung von Re-
gionen und gehen zu Lasten der Personen, die das soziale Leben in 
den Gemeinden selbst tragen. 

Ländliche Regionen sind durch eine stärkere Dominanz des Män-
neranteils am regionalen Arbeitsmarkt geprägt. So betrug im Jahr 
2004 der Männeranteil am Arbeitsmarkt im Bundesland Salzburg 
im Durchschnitt 60 % , wobei es regionale Unterschiede gibt: In der 
Stadt Salzburg ist der Anteil geringer, im Stadt-Umland höher.

Geschlechtertypische Aufteilung der Wirtschaft 
Zusammenfassend wird folgendes Muster in der Wirtschaftsstruk-
tur deutlich: Einem männlich dominierten exportorientierten Produk-
tionssektor steht ein binnenorientierter, regional versorgender, weib-
lich dominierter Dienstleistungssektor gegenüber.

Althergebrachte „Frauenbilder“ und fehlende Problemwahrnehmung
sind die Folge: Regionalpolitik und -planung verstärken geschlechts-
spezifi sche Benachteiligungen, statt sie abzubauen. So gelten Frau-

planung und öff  en tlich-
en Haushalten un ter Be -
 rücksichtigung der Gen  -
der-  Mainst reaming-
Strategie Erfahrungsaus-
tausch und gute Praxis-
bei   spie le über Gender 
Main stream ing, Gender 
Planning und Gender 
Budgeting zwischen den 
Part ner Innen
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en weniger als Potenzial denn als Problem – als schlecht qualifi zier-
te Problemgruppe des Arbeitsmarkts. Traditionelle Frauenbilder und 
Rollenzuschreibungen und mangelnde geschlechtersensible Wahr-
nehmung in der Regionalplanung und -politik führen letztlich dazu, 
dass viel kreatives und innovatives Potenzial für Regionen nicht ge-
nutzt wird. Nicht zuletzt deshalb wandern jüngere qualifi zierte Frauen 
aus ländlichen Regionen ab. 

Planerische und regionalpolitische Interventionen und Neuerungen 
forcieren männerdominierte Arbeitszusammenhänge. Beispiel: Er-
werbsbezogene männliche Pendelachsen werden gestärkt, oder für 
Männer werden gut bezahlte, massiv geförderte Jobs im High-Tech-
Produktionsbereich geschaffen.

Frauen sind bei Planungs- und 
Entscheidungsprozessen unterrepräsentiert
Dies äußert sich in männlich dominierten Gremien, Foren und Ver-
bänden auf regionaler Ebene (z. B. zur Abwicklung von EU-Förder-
programmen). Es verwundert kaum, dass in raum- und regional-
entwicklungsrelevanten Planungen, Leitbildern und Programmen 
eine geschlechtsspezifi sche Sichtweise weitgehend fehlt. So gibt 
es im österreichischen Raumentwicklungskonzept sowie in Landes-
programmen kaum bzw. keine expliziten geschlechtsspezifi schen 
Aussagen.
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Grünes Umlenken
 
Für Nahversorgung
Ein Umlenken für Nahversorgung ist möglich. Allerdings erfordert 
dies ein Bündel an ordnungspolitischen und steuernden Maßnah-
men sowie an lokalen wie überregionalen Rahmenbedingungen. 

Dazu zählen im Wesentlichen: 

Eine nachhaltige Siedlungsentwicklung: Kompakte Siedlungen mit 
öffentlichem Personennahverkehrsanschluss (ÖPNV) reduzieren 
nicht nur den motorisierten Individualverkehr (MIV), sie erleichtern 
auch die Schaffung von Nahversorgungsangeboten. 

Interkommunale Kooperation bei Standortentwicklung und Raum-
ordnung erleichtert auch eine gezielte und koordinierte Planung von 
Versorgungseinrichtungen (z. B. durch Parteienstellung von Nach-
bargemeinden und Abstimmungsgebot bei Großbauvorhaben).

Kommunalabgaben von großen Handelsbetrieben kommen nicht 
nur der Standortgemeinde, sondern auch einem überregionalen 
Nahversorgungsfonds zugute (als eine Form des interkommuna-
len Finanzausgleichs).

Einkaufszentren zahlen eine Flächenverbrauchs- und Verkehrser-
regerabgabe nach dem Verursacher- und Kostenwahrheitsprinzip 
an das Land (nicht an die betroffene Gemeinde) und stellen damit 
Mittel für Nahversorgungsförderung zur Verfügung.

Konsequente raumordnungspolitische Maßnahmen regeln die Er-
richtungsbedingungen (Obergrenzen, Bedarf) für Einkaufszentren.

Innovative Vermarktungsprojekte sowie Organisationsmodelle si-
chern Nahversorgung auch in kleineren Gemeinden. 

IV. Eine andere Politik für Regionen ist möglich
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Für Förderung von 
arbeitsschaffenden Klein- und Mikrounternehmen
Die Sicherung von Arbeitsplätzen und Versorgungsmöglichkeiten in 
Regionen und Gemeinden bedarf einer Politik, die arbeitsschaffende 
Klein- und Mikrobetriebe mit entsprechenden Rahmenbedingungen 
und Entwicklungsmöglichkeiten unterstützt. Dafür werden folgende 
Maßnahmen als zukunftsweisend erachtet: 

Steuerliche Entlastung: Eine Steuerreform verschiebt die steuerli-
che Belastung des Faktors Arbeit auf Kapitaleinkommen, Vermö-
gen, Spekulationsgewinne sowie auf Energieverschwendung (Prin-
zip der Abgabengerechtigkeit und Steuergerechtigkeit bzw. auf-
kommensneutrale ökosoziale Steuerreform). Darüber hinaus gibt 
es vor allem für Klein- und Mikrobetriebe steuerliche und gewer-
berechtliche Vereinfachungen.

Förderung von Entwicklungs- und Wettbewerbsfähigkeit von Klein- 
und Mikrounternehmen (Qualifi zierung, Strategiekompetenz): Auf-
grund höherer Risiken (Fehlen einer Arbeitslosenversicherung u. 
dgl.) für Mikrobetriebe dienen spezifi sche Versicherungsmodel-
le für Krisenfälle oder Notfallfonds einer besseren sozialen Absi-
cherung.

Für Begrenzung des 
Transitverkehrs – Entlastung der Anrainergemeinden 
Eine Politik der Vermeidung und Begrenzung des Lkw-Transitverkehrs 
beruht auf Strategien und Instrumenten auf verschiedenen Ebenen: 

Eine Ökologisierung des Steuersystems, wie zum Beispiel durch eine 
aufkommensneutrale ökosoziale Steuerreform, belastet den Energie-
verbrauch und macht so Lkw–Transporte weniger attraktiv.

Die Alpenkonvention als internationale Vereinbarung für einen öko -
logisch besonders sensiblen Raum ist bereits geltendes Recht. Auf-
grund der Alpenkonvention können keine neuen hochrangigen Ver-
kehrsrouten mehr im Geltungsgebiet errichtet werden. Dies gilt zum 
Beispiel für das Autobahnprojekt Alemagna (Venedig–München).
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Eine ökologische Weiterentwicklung des Mautsystems, z. B. 
durch eine so genannte leistungsabhängige Schwerver-
kehrsabgabe, verteuert den Güterverkehr auf allen Straßen. 
Ein derartiges Modell wird bereits in der Schweiz praktiziert. 
Grundlage für die Bemautung muss eine volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnung nach dem Prinzip der Kostenwahr-
heit und eine Schlechterstellung ökologisch unzeitgemäßer 
Fahrzeuge sein.

Der Langstreckenverkehr mit Waren wird konsequent auf 
die Schiene verlagert. Dafür werden alle erforderlichen Vor-
aussetzungen geschaffen. 

Für Zukunftsfähigkeit von Tourismusregionen
 durch Naturschutz, Qualität, weniger Verkehr

Naturschutz statt Neuerschließung: Sowohl eine konsequen-
te Umsetzung der Vorgaben der Alpenkonvention als auch 
die gezielte Anwendung und Nutzung von Programmen und 
Instrumenten des Naturschutzes bilden eine wichtige Basis 
für die Sicherung der Zukunftsfähigkeit von Tourismusregi-
onen. Unberührte, aber durch potenzielle Erschließung ge-
fährdete Gebiete werden durch konsequenten Naturschutz 
erhalten. Schutzgebietsbetreuung schafft Akzeptanz in der 
Bevölkerung als auch bei den Gästen und bildet ein innova-
tives Element für Regionalentwicklung.

Vermeidung fl ächenintensiver Tourismusnutzung: Regionen 
mit nur wenig verfügbarem Siedlungsraum und großer Flä-
chennutzungskonkurrenz vertragen keinen fl ächenintensiven 
Tourismus. Daher werden Endausbaugrenzen (touristisch, 
energie wirtschaftlich, verkehrsmäßig) festgelegt, die Errich-
tung von Golfanlagen beschränkt und „Ruhegebiete“ als Er-
gänzung zu besonders intensiv genutzten Räumen defi niert. 

Qualitätsorientierung: Österreich zählt zu den tourismusin-
tensivsten Ländern der Welt. Nur ein Umdenken in Richtung 

Zu Natura 2000
Österreich ist mit dem Bei-
tritt zur EU die Verpfl ichtung 
eingegangen, ein europawei-
tes Schutzgebietssystem mit 
einheitlichen Kriterien für be-
drohte Tier- und Pfl anzenar-
ten und für seltene Lebens-
räume gemeinsam mit den 
Mitgliedsstaaten aufzubauen. 
Von der Europäischen Union 
wurden zwei Richtlinien er-
lassen, die in das Schutzge-
bietssystem Natura 2000 ein-
zugliedern sind: Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie und Vogel-
schutzrichtlinie. Österreich hat 
Anteil an der alpinen und kon-
tinentalen Region des Natura 
2000-Systems und meldete im 
Jahr 2005 212 Natura 2000-
Gebiete nach Brüssel. In den 
kommenden Jahren ist jeder 
Mitgliedsstaat verpfl ichtet, ei-
gens für jene nominierten Na-
tura 2000-Gebiete Erhaltungs-
maßnahmen in Form von Ma-
nagementplänen vorzusehen. 
Der Schutz unserer Naturwer-
te ist somit nicht mehr nur ei-
ne Landesangelegenheit, son-
dern auch eine europäische.
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Qualitätsstrategien sichert auch die Zukunftsfähigkeit des Touris-
mus. Das Fremdenverkehrsangebot wird nicht mehr weiter ausge-
baut, sondern konsolidiert. Wachstumsspiralen und eine „automa-
tisierte Engpassüberwindung“ bei der Tourismusinfrastruktur wer-
den vermieden. Auf zusätzliche großtechnische Erschließungen 
und auf eine weitere Verdichtung der Freiraumaktivitäten wird – 
zugunsten der Attraktivitäts- und Qualitätssteigerung des Ange-
bots – verzichtet.

Wege zum autofreien Tourismus: Mehr Urlauberqualität durch we-
niger Autoverkehr, dafür gibt es bereits Leitlinien und Maßnahmen 
wie zum Beispiel Verbesserung des öffentlichen Verkehrs (Bus, 
Bahn), Radwege und Fußgängerzonen, Verbesserung der Logis-
tik im Wirtschafts- und Lieferverkehr, Tür-zu-Tür-Gepäckskonzep-
te. Für autofreien Tourismus und auch Förderung ÖPNV-basierter 
Tourismuskonzepte existieren bereits eine Reihe funktionierender 
Modelle.

Für nachhaltige Raumentwicklung zur Sicherung der 
Lebensqualität in Stadt-Umland-Gebieten 
Die Sicherung der Lebensqualität in Stadt-Umland-Gebieten bzw. in 
Ballungsräumen sowie der Schutz von Grün- und Freiräumen ist von 
einem Bündel gestaltender und steuernder Strategien und Maßnah-
men abhängig: Die Leitidee der „nachhaltigen“ Stadt orientiert sich 
an der Reduktion von Verkehr sowie von Flächen- und Ressourcen-
verbrauch. 

Die Errichtung von Versorgungseinrichtungen (Einkaufszentren u. 
dgl.) sowie von Freizeitprojekten wird durch eine konsequente öko-
logische Standort- und Bedarfsprüfung kontrolliert und begrenzt. 
Eine koordinierte Siedlungs- und Verkehrsinfrastrukturplanung er-
leichtert die Forcierung des öffentlichen Personennahverkehrs. Mo-
bilitätsmanage ment hilft, den Verkehr zu verringern und die Mobilität 
der Menschen zu erhöhen. So gibt es viele Wege, die mit dem Auto 
zurückgelegt werden, aber auch mit dem ÖPNV, zu Fuß oder mit dem 
Fahrrad bewältigt werden können. 

Der Verein „Murecker 
Schiffsmühle“ hat am 
Standort der alten Müh-
le die neue Murmühle 
nachgebaut. Sie kann 
pro Stunde 150 kg Ge-
treide vermahlen. Um 
den biologischen Land-
bau zu fördern, wird  
ausschließlich biologi-
sches Getreide verwen-
det. Der Mühlenhof, das 
Restaurant neben der 
Schiffsmühle, gibt 10 
An gestellten einen Ar-
beitsplatz. Die Weine 
und die Lebensmittel 
werden von den umlie-
genden Bauern bezo-
gen. Dies erhöht die re-
gionale Wertschöpfung.

www.schiffsmuehle.at 

Foto: Mühlenhof der Murecker 
Schiffsmühle, Roland Hirtenfelder
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Gezielte Abgaben und Steuern unterstützen Mobilitätsmanagement 
(z. B. Verkehrserregerabgaben).

Grün- und Freifl ächen enthalten wichtige Funktionen. Sie dienen 
der Naherholung, erhalten die Bio-Diversität aufrecht, haben öko-
logische Funktionen. Gerade aufgrund des enormen Flächendrucks 
in dynamischen Stadt-Umland-Gebieten ist es wichtig, Grün- und 
Freiräume gezielt zu sichern. Landschaftskonzepte werden explizit 
Teil von örtlichen und regionalen Raumentwicklungskonzepten. 

Die Gestaltbarkeit für mehr Lebensqualität sowie Umwelt- und Na-
turschutz hängt von der Handlungsfähigkeit von Stadtregionen 
(Gesamtheit von Kernstadt und Umlandgemeinden) ab. Sie entwi-
ckeln gemeinsam Rahmenbedingungen und Instrumente für die 
kooperative Planung und Bewältigung gemeinsamer Aufgaben und 
Herausforderungen im Bereich der Raumordnung, Siedlungs-, In-
frastruktur- und Standortpolitik.

Für Gesamtökologisierung der Politik im ländlichen Raum
Die vielfältigen Leistungen, Funktionen und Wirkungen, die der Land- 
und Forstwirtschaft zugeschrieben werden, sind bekannt: Neben der 
Erzeugung und Veredelung von Lebensmitteln und Rohstoffen (Holz 
als bedeutendes Exportprodukt) dient Land- und Forstwirtschaft der 
Sicherung von Naturressourcen, der Erhaltung von Infrastruktur und 
der Bereitstellung von Energie aus erneuerbaren Energieträgern. Zu-
sätzlich wird zur Erhaltung unserer Kulturlandschaft diese als heimi-
sche „Identitätsressource“ und als Landschaftskapital des österreichi-
schen Tourismus genutzt.

Ziel einer Reform der Agrarpolitik muss eine Wende zu einer ökolo-
gisch orientierten nachhaltigen Landwirtschaft sowie eine dement-
sprechende Ausrichtung der gesamten damit verbundenen Institutio-
nen (Forschung, Beratung, Qualifi zierung) sein.  
Zwar gibt es in Österreich innerhalb der EU den größten Anteil an bio-
logisch wirtschaftenden Betrieben. Biologische Produkte gibt es nicht 
allein auf Bauernmärkten, sondern auch in Supermärkten. Entschei-
dend wird jedoch sein, dass bäuerliche Betriebe durch biologische 
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Produktion eine höhere Wertschöpfung erzielen können. Aber nicht 
nur Spezialisierung und Qualitätsproduktion sind entscheidend, son-
dern auch neue Vermarktungsstrategien und Organisationsmodel-
le: Die Stärkung von Direktvermarktung und regionaler Vermarktung 
von Qualitätsprodukten spielt eine besondere Rolle für die Sicherung 
der Wertschöpfung bäuerlicher Betriebe. Die Zusammenarbeit mit 
dem regionalen Handel, mit Tourismusbetrieben und Angebote wie 
Urlaub auf dem Bauernhof stärken die regionalen Strukturen. 

Für verbesserten Zugang zu Bildung und Wissen
Qualifi kation (in) der Region und Zugang zu Wissen und Information 
entscheiden mehr denn je über regionalwirtschaftlichen Erfolg, über 
Wertschöpfung und Arbeitsplätze. 
Eine Verringerung der Ungleichheiten ist durch Dezentralisierung im 
postsekundären Bereich möglich – etwa in weiterführenden Bildung-
sangeboten wie Fachhochschulen, Erwachsenenbildung, Kollegs, Uni-
versitäten und Akademien. 

Für gleichstellungsorientierte Regionalplanung
Regionalpolitik muss an der Gleichstellung der Geschlechter aus meh-
reren Gründen interessiert sein: So kann der in österreichischen Re-
gionen verbreiteten „Gründungsschwäche“ durch eine stärkere För-
derung von Unternehmensgründungen von Frauen im produktions-
nahen Dienstleistungsbereich begegnet werden. Wenn man davon 
ausgeht, dass Regionen Veränderungen brauchen, dann stellen ge-
rade Veränderungen im Bereich der Geschlechterbeziehungen einen 
wichtigen innovativen Impuls mit ökonomischen Auswirkungen dar. 

Weltweit ist nachzuweisen, dass der Anteil der Frauen an den Er-
werbstätigen und die Höhe des BIP positiv miteinander korrelieren. 
Laut Weltbank gilt auch weltweit, dass die Wirtschaftsentwicklung 
umso dynamischer verläuft, je geringer die Einkommensschere zwi-
schen Frauen und Männern ist. 

Alle vorliegenden Untersuchungen weisen darauf hin, dass ein Schlie-
ßen der geschlechterspezifi schen Einkommensschere nicht nur eine 
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faire Anerkennung der Arbeit, die Frauen leisten, bedeutet. Es ist auch 
gut für die Regionen: Es ermöglicht Frauen, ihr volles Poten zial in den 
Erwerbsbereich einzubringen. Es reduziert regionale Verarmungspro-
zesse und die damit verbundenen sozialen Probleme. Und es berei-
chert die Regionen um jene innovativen und handlungsorientierten 
Ansätze, die von Frauen eingebracht werden. 

Eine gleichstellungsorientierte Gestaltung von Lebens- und Arbeits-
räumen bedeutet:

dass eine Verkehrsinfrastruktur, die sich an der nicht motorisierten 
Bevölkerung orientiert, forciert wird (Siedlungs- und Arbeitsplatz-
entwicklung mit ÖPNV-Anschluss)
dass Siedlungen mit gemischten Funktionen (Wohnen und Arbei-
ten) und mit entsprechenden Versorgungsangeboten, unterstüt-
zenden Einrichtungen und Netzwerken entwickelt werden
dass regionalpolitisch relevante Planungs- und Entscheidungspro-
zesse durch den Aufbau einer geschlechterdifferenzierten Daten-
basis unterstützt werden
dass die Beteiligung von Frauen an Planungs- und Entscheidungs-
prozessen signifi kant erhöht wird
dass Gender-Beauftragte und Netzwerke auf lokaler und regiona-
ler Ebene frauen- bzw. gleichstellungsorientierte Anliegen unter-
stützen
dass autonome Frauenprojekte für Qualifi zierung, Managements, 
Ver netzung und innovative Prozesse gestärkt werden
dass Gender Budgeting als Instrument geschlechter-gerechter 
Budgetgestaltung in Gemeinden fl ächendeckend eingesetzt wird
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Für aufgabenorientierte Stärkung der 
Finanzkraft von Gemeinden und Städten
Eine Stärkung der Finanzkraft Gemeinden und Städten bildet die Ba-
sis für eine angemessene Erfüllung ihrer Aufgaben. Dies erfordert 
eine Reform des Verteilungsschlüssels im Finanzausgleich zugunsten 
der Gemeinden und Städte bzw. eine Erhöhung des Anteils am Ge-
samtabgabenertrag. Allerdings kann eine undifferenzierte Stärkung 
sowie Umverteilung von Mitteln nicht allein das Ziel sein. Es bedarf 
auch einer Neuorientierung und neuer Kriterien.
Dazu zählen zum Beispiel: 

Prinzip der „Konnexität“: die Einheit von Aufgaben-, Ausgaben- und 
Einnahmenverantwortung und die Entfl echtung von Finanztransfer 
und Zuständigkeiten

Aufgabenorientierung: Da Gemeinden unterschiedliche Aufgaben 
erfüllen – Basisaufgaben, zentralörtliche Aufgaben usw. –, ist ein 
abgestufter Schlüssel für die Zuweisung von Mitteln aus dem Fi-
nanzausgleich erforderlich, damit die Leistungsfähigkeit der Ge-
meinden gewährleistet werden kann. 

Für Förderung interkommunaler Kooperationen
Die Einnahmenbeschaffung über die Kommunalsteuer bewirkt einen 
Standortwettbewerb zwischen Gemeinden um Unternehmen, Versor-
gungseinrichtungen und Infrastrukturen. 

Für die Erleichterung und Förderung von Kooperationen werden 
rechtliche Rahmenbedingungen und Anreize gegeben. Besondere 
Formen des interkommunalen Finanzausgleichs ermöglichen Inves-
titionen in gemeinsame Infrastrukturen. Die kooperationsfeindliche 
Kommunalsteuer wird durch eine andere Art der Einnahmen und Be-
steuerung ersetzt. Bedarf an interkommunaler Koordination und Ko-
operation gibt es zum Beispiel in folgenden Bereichen:

In der Raum-, Standort- und Infrastrukturplanung: Kooperative Pla-
nung von Gemeinden ermöglicht nachhaltige Raumordnung sowie 
Siedlungs- und Infrastrukturentwicklung.
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In der Organisation und Finanzierung gemeinsamer Technolo gie-, 
Gewerbe- und Innovationsgebiete – deren Finanzierung wird durch 
einen interkommunalen Finanzausgleich geregelt.

In der Organisation von Nahversorgungsangeboten, die durch Ver-
kehrserregerabgaben (eingezahlt in einen Nahversorgungsfonds) 
über einen interkommunalen Finanzausgleich fi nanziert werden.

bedarfsorientierte fl exible Kinder- und Altenbetreuungsangebote 
in dünner besiedelten, ländlichen Regionen

regionale Organisation des ÖPNV-Verkehrs (z. B. Knotenpunktkon-
zepte, Tälerbussysteme)
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Nachhaltige und eigenständige Regionalentwicklung
In einer Region sollen nicht nur Rohstoffe erzeugt, sondern auch zu 
Produkten weiterverarbeitet werden. Dies führt zur Reduktion von 
Transportwegen, zur Reduktion von Energie- und Ressourcenver-
brauch und zur Erhöhung der regionalen Wertschöpfung. Im Bereich 
der Landwirtschaft und der Energieproduktion zeigten diese Strate-
gien bereits Erfolge. Der Grundgedanke, in einer Region nicht nur 
Rohstoffe zu erzeugen, sondern diese auch dort weiterzuverarbeiten 
und zu veredeln ist identisch mit der Idee der „eigenständigen Regi-
onalentwicklung“: Regionalentwicklung als Entwicklungsstrategie ei-
nes Netzwerks regionaler Akteure gegenüber überregionaler sowie 
globaler Marktmacht gestaltete sich in den letzten beiden Jahrzehn-
ten zu einem immer wichtiger werdenden Faktor in der Regional- und 
Wirtschaftspolitik.
Im Mittelpunkt eigenständiger Regionalentwicklung steht die koope-
rative Nutzung vorhandener Stärken. 

Standortsysteme und Netzwerke entwickeln
Im Mittelpunkt stehen nicht einzelne Unternehmen, sondern ebenso 
die Entwicklung regionaler Netzwerke und Standortsysteme auf der 
Grundlage vorhandener regionaler Potenziale (Unternehmen, Quali-
fi kationen, Infrastruktur). Unter den gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen können sich nur große Unternehmen oder fl e-
xible Netzwerke von kleinen Unternehmen, eingebettet in ein för-
derndes Umfeld, durchsetzen. 

Bekanntester Ausdruck für diese Entwicklungsstrategie sind „Clus-
ter“ oder im Bereich des Tourismus „Destinationen“, d. h. die gezielte 
und regional abgestimmte Förderung regional verankerter wirtschaft-
licher Stärkefelder. Cluster-Politik ist ein wichtiger und erfolgreicher 
Bestandteil der österreichischen Wirtschafts- und Regionalpolitik ge-
worden. Inzwischen ist die Netzwerk- und Cluster-Philosophie zum 
Leitbild, teilweise zur Mode geworden. 

V. Zukunftsfähige Regionen
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Eine neue politische Kultur wagen – mehr Demokratie und 
Beteiligung zur Nutzung kreativer Potenziale

Der soziale Wandel in Gemeinden erfordert soziale Integration, 
BürgerInnenbeteiligung und Verantwortung für die Bewältigung 
sozialer und ökologischer Aufgaben und die Gestaltung von Le-
bensbedingungen in Gemeinden. Dafür braucht es geeignete ge-
meinnützige Organisationen, freiwillige Arbeit und nichtmonetären 
Austausch von gemeinnützigen Leistungen. Sozialintegrative, be-
teiligungsorientierte Projekte zur Bewältigung sozialer Aufgaben 
und der Gestaltung von Lebensqualität in Gemeinden benötigen 
partnerschaftliche Modelle der Förderung und Finanzierung. Eine 
intelligente Entwicklung von BürgerInnenbeteiligung und „drittem 
Sektor“ in Gemeinden und Regionen fördert Gefühle der Zugehö-
rigkeit und der Ermutigung.

Good Governance meint die Entwicklung von Beteiligungsmodellen 
für BürgerInnen. Die Bevölkerung wird dabei in Planung und Ent-
scheidung von Verkehrs- und Nahversorgungsfragen miteinbezo-
gen. Naturschutz und Verbesserung der Lebensqualität sind eben-
so Gegenstand von Good-Governance-Projekten wie sozial- und 
sicherheitspolitische Aspekte des Zusammenlebens in den Kom-
munen und Regionen. 

Ein besonderes Beispiel bildet die partizipative Budgetgestaltung. 
Die Erstellung des Budgets erfolgt unter Beteiligung von BürgerIn-
nen einer Gemeinde. Dies verändert Prioritäten und Schwerpunkte. 
 
Mit einer offenen und demokratischen Gestaltung wird verhindert, 
dass regionale Eliten regionalpolitische Gremien und Einrichtun-
gen im Sinne ihrer Interessen instrumentalisieren und monopolisie-
ren. Eine offene und demokratische Gestaltung regionaler Struktu-
ren und Prozesse schöpft das Potenzial einer Region um Lichtjah-
re besser aus. 
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Links

www.gruene.at
www.gbw.at
www.bauern.gruene.at
www.gruenewirtschaft.at

www.berggebiete.at
www.nachhaltigkeit.aachener-stiftung.de
www.ecology.at/index.php
www.nachhaltigkeit.at
www.europa.eu.int/comm/regional_policy/index_de.htm
www.europa.eu.int/comm/agriculture/rur/leaderplus/index_de.htm
www.leader-austria.at/network
www.oear.at
www.zsi.at
www.Lebensraummitzukunft.at
www.alpenkonvention.org
www.soft-mobility.com
www.vcoe.at
www.transitforum.at
www.alpenverein.or.at
www.la21wien.at/Plone



Epilog

Im grünen Diskurs fand und fi ndet ein bewusster Umgang mit dem 
vielschichtigen Begriff „Region" statt: Aus ökologischer Sicht sind 
„De zentralität“ und „Kleinheit“ erwünscht; aus einem progressiven 
Verständnis gilt jedoch „das Regionale“ oft als „provinziell“ und damit 
als politisch verdächtig. Es wird vorwiegend mit einem konservativ-
ländlichen Milieu, mit Anti-Modernismus oder mit einer naiven „small 
is beautiful“-Romantik gleichgesetzt. 

Wir haben uns in drei "Regionenforen" und vielen Einzelgesprächen 
mit ausgewiesenen ExpertInnen und erfahrenen PraktikerInnen zu-
sammengesetzt. Dabei hat uns das oft verdächtigte, als konserva-
tiv denunzierte Land, die „Provinz“ mit ihren Dörfern, Gemeinden und 
Kleinstädten mit alpinen Gebieten und Grenzregionen ebenso inter-
essiert wie die „überfahrene“ Region und die Stadt. Daraus sind die 
Langfassung des Regionenreports (Download: www.gruene.at) und 
die vorliegende Broschüre entstanden. 

Für die Zukunft schwebt uns vor, dass „die Region" nicht zur Ersatz-
utopie für verloren gegangene „große Erzählungen“ verkommt, son-
dern zu jenem Ort wird, an dem gleiche Rechte für Frauen und Män-
ner, politische Teilhabe und die „Erzählung vom guten Leben" in die 
Tat umgesetzt werden können.



www.gruene.at
www.gbw.at


